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Antrag 

der Fraktion der CDU/CSU 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Zweiten Wohnungsbaugesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


A + i 

jTJ. 1 t 1 IV c 1 i 

Änderung des Zweiten Wohnungsbaugesetzes 

Das Zweite Wohnungsbaugesetz (Wohnungsbau- 
und Familienheimgesetz) vom 27. Juni 1956 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 523) wird wie folgt geändert: 

1. § 46 erhält die folgende Fassung: 

.§ 46 

Maßnahmen zur Erzielung tragbarer Mieten und 
Belastungen 

(1) Die für das Wohnungs- und Siedlungs- 
wesen zuständige oberste Landesbehörde hat 
dafür zu sorgen, daß die öffentlichen Mittel ge- 
mäß § 42 in der Weise eingesetzt werden, daß 
die Wohnungen nach Mieten oder Belastungen 
für die breiten Schichten des Volkes geeignet 
sind. Soweit die sich danach ergebende Miete 
oder Belastung für den Wohnungsinhaber im 
Einzelfalle nicht tragbar ist, wird ihm eine Miet- 
oder Lastenbeihilfe nach § 73 gewährt. 

(2) Die oberste Landesbehörde stimmt die 
Grundsätze für den Einsatz der öffentlichen Mit- 
tel nach Absatz 1 und die Höchstbeträge der zu 
erzielenden Mieten und Belastungen mit dem 
Bundesminister für Wohnungsbau ab; die Ab- 
stimmung kann auf eine bestimmte Zeit begrenzt 
werden; sie kann auch für einzelne Wohnungs- 
bauprogramme gesondert vorgenommen wer- 
den." 


2. § 73 erhält die folgende Fassung: 

„§ 73 

Miet- und Lastenbeihilfen 

(1) Dem Inhaber einer öffentlich geförderten 
Wohnung, die nach dem 31. Dezember 1961 be- 
zugsfertig geworden ist, wird auf Antrag eine 
Miet- oder Lastenbeihilfe gewährt in Höhe des 
Unterschiedes zwischen der Miete oder Bela- 
stung, die auf die zugrunde zu legende Wohn- 
fläche entfällt, und der tragbaren Miete oder 
Belastung. 

(2) Zugrunde zu legen ist die Wohnfläche 
der eigengenutzten Wohnung. Ist ein Teil der 
Wohnung untervermietet oder ausschließlich ge- 
werblich oder beruflich benutzt, so ist die Wohn- 
fläche ohne diesen Teil zugrunde zu legen. Ist 
die Wohnfläche nach Satz 1 oder Satz 2 größer 
als die benötigte Wohnfläche, so ist nur die 
benötigte Wohnfläche zugrunde zu legen. Die 
benötigte Wohnfläche wird im Einzelfall von der 
Stelle festgesetzt, die für die Gewährung der 
Miet- oder Lastenbeihilfe zuständig ist. Als be- 
nötigt soll in der Regel eine Wohnfläche aner- 
kannt werden 

für einen Haushalt mit zwei Personen bis zu 

50 Quadratmetern, 

für einen Haushalt mit drei Personen bis zu 

65 Quadratmetern, 

für einen Haushalt mit vier Personen bis zu 

80 Quadratmetern 

und für jede weitere zum Haushalt gehörende 

Person je 10 Quadratmeter mehr. 

Ist der Wohnungsinhaber oder ein Angehöri- 
ger infolge einer Schwerbeschädigung oder einer 


Druck: Bonner Universiläts-Budidruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 



Drucksache 2543 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Dauererkrankung, insbesondere Tuberkulose, auf 
einen besonderen Wohnraum angewiesen, so 
soll zusätzlich die Wohnfläche eines Raumes als 
benötigt anerkannt werden. 

(3) Tragbar ist die Miete oder Belastung, die 
folgende Vomhundersätze des Jahreseinkom- 
mens des Wohnungsinhabers und der zu seinem 
Haushalt gehörenden Angehörigen nicht über- 
steigt: 

bei einem Jahreseinkommen 



bis 

zu 

3600 DM 

über 
3600 DM 

über 


bis 

6000 DM 

6000 DM 

für einen 
Alleinstehenden 
für eine Familie mit 

16 

18 

20 

zwei 

14 

16 

18 

drei 

13 

15 

17 

vier 

12 

14 

16 

fünf 

11 

13 

15 

sechs 

10 

11 

13 

sieben 

9 

10 

11 

acht oder mehr 
Angehörigen 

7 

8 

9 


(4) Eine Miet- oder Lastenbeihilfe wird nicht 
gewährt, wenn ihre Inanspruchnahme wegen der 
besonderen Umstände des Einzelfalles nicht ge- 
rechtfertigt ist. Dies gilt namentlich, 

a) wenn sich das Einkommen des Woh- 
nungsinhabers oder eines zu seinem 
Haushalt gehörenden Angehörigen, der 
zur Aufbringung der Miete oder Be- 
lastung beigetragen hat, infolge eige- 
nen nicht billigenswerten Verhaltens 
vermindert hat oder 

b) wenn dem Mieter, der eine Mietbei- 
hilfe beantragt, und den zu seinem 
Haushalt gehörenden Angehörigen der 
Bezug einer ihren wirtschaftlichen Ver- 
hältnissen entsprechende Wohnung 
möglich und zumutbar war oder ist 
oder wenn sie eine derartige Wohnung 
ohne triftigen Grund aufgegeben ha- 
ben. 

(5) § 5 Abs, 2, § 6 Abs. 2 bis 4, §§ 7, 8, 11 
Satz 2 und § 13 des Gesetzes über die Gewäh- 
rung von Miet- und Lastenbeihilfen vom 23. Juni 
1960 (Bundesgesetzbl. I S. 399) gelten entspre- 
chend. Die Bundesregierung wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates Näheres über die Voraussetzungen 
für die Gewährung der Miet- und Lastenbeihil- 
fen zu bestimmen, insbesondere über die Gründe, 
die die Gewährung einer Miet- oder Lastenbei- 
hilfe ausschließen." 

3. § 74 erhält die folgende Fassung: 

„§ 74 

Tragung der Miet- und Lastenbeihilfen 

Aufwendungen für Miet- und Lastenbeihilfen 
nach § 73, die einem Land entstanden sind, wer- 


den vom Bund zur Hälfte erstattet, und zwar für 
jedes Jahr gesondert. Dies gilt nicht für Aufwen- 
dungen, die einem Land für Miet- und Lasten- 
beihilfen für solche Wohnungen entstanden sind, 
die ohne Abstimmung nach § 46 Abs. 2 oder 
nicht entsprechend der Abstimmung gefördert 
worden sind." 


Artikel 2 

Überleitungsvorschriften 

(1) Die oberste Landesbehörde hat die Grund- 
sätze für den Einsatz der öffentlichen Mittel und die 
Höchstbeträge der zu erzielenden Mieten und Be- 
lastungen nach § 46 Abs. 2 des Zweiten Wohnungs- 
baugesetzes in der Fassung des Artikels 1 erstmalig 
für die Zeit vom 1. Januar 1962 ab mit dem Bundes- 
minister für Wohnungsbau abzustimmen. Bis zu die- 
ser Abstimmung gelten die bei Inkrafttreten dieses 
Gesetzes im Land anzuwendenden Grundsätze für 
den Einsatz der Öffentlichen Mittel und die Höchst- 
beträge der zu erzielenden Mieten und Belastungen 
als mit dem Bundesminister für Wohnungsbau ab- 
gestimmt, wenn dieser nicht gegenüber dem Land 
innerhalb von zwei Monaten nach Inkrafttreten die- 
ses Gesetzes Widerspruch erhebt. 

(2) Hat die für das Wohnungs- und Siedlungs- 
wesen zuständige oberste Landesbehörde nach § 46 
des Zweiten Wohnungsbaugesetzes in der bisheri- 
gen Fassung bestimmt, daß Miet- oder Lastenbei- 
hilfen auf Grund des § 73 des Zweiten Wohnungs- 
baugesetzies in der bisherigen Fassung zu gewähren 
sind, so sind die §§ 73 und 74 in der bisherigen 
Fassung auf öffentlich geförderte Wohnungen wei- 
terhin anzuwenden, die vor dem 1. Januar 1962 be- 
zugsfertig geworden sind. 


Artikel 3 

Änderung des Gesetzes über die Gewährung 
von Miet- und Lastenbeihilfen 

Das Gesetz über die Gewährung von Miet- und 
Lastenbeihilfen vom 23. Junii 1960 (Bundesgesetzbl. I 
S. 399) wird wie folgt geändert: 

§ 10 Abs. 2 erhält die folgende Fassung: 

„ (2) Absatz 1 gilt nicht 

a) für öffentlich geförderte Wohnungen, die 
nach dem 31. Dezember 1961 bezugsfertig 
geworden sind, 

b) für vor dem 1. Januar 1962 bezugsfertig 
gewordene öffentlich geförderte Wohnun- 
gen, für die die öffentlichen Mittel erst- 
malig nach dem 31. Dezember 1956 be- 
willigt worden sind, wenn auf Grund einer 
Bestimmung der für das Wohnungs- und 
Siedlungswesen zuständigen obersten Lan- 
desbehörde nach §§ 46, 73 des Zweiten 
Wohnungsbaugesetzes dn der Fassung 


2 
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vom 27. Juni 1956 (Bundesgesietzbl. I 
S. 523) oder vom 23. Juni 1960 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 402) eine Lastenbeihilfe ge- 
währt wird." 


Artikel 4 

Geltung in Berlin 

Dieses Gesetz tritt am Tage des auf die Ver- 
des Dritten überledtungsgesetzes vom 4. Januar 1952 


(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts- 
verordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes er- 
lassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Überleitungsgesetzes. 

Artikel 5 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am ersten Tage des auf die Ver- 
kündung folgenden Kalendermonats in Kraft. 


Bonn, den 21. Februar 1961 


Dr. Krone und Fraktion 



